Musterbrief

Aufnahme des zusätzlichen Antrags „Umstellung der WEG-Konten auf offene Fremdgeldkonten“ in die Tagesordnung der Eigentümerversammlung 

· Antrag eines einzelnen Wohnungseigentümers1 -
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 Altstadt , den 25.05.2009

Einladung zur ordentlichen Eigentümerversammlung vom  …. 

Hier: Ergänzung der Tagesordnung um den TOP „Umstellung der WEG-Konten auf offene Fremdgeldkonten“

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit möchte ich Sie bitten, den nachfolgenden Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung der Eigentümerversammlung vom … aufzunehmen2 und mit der Einberufung zur Versammlung bekannt zu geben. 

Beschlussantrag3:

Umstellung der WEG-Konten von Treuhandkonten (Kontoinhaber ist der Verwalter) auf offene Fremdgeldkonten mit der WEG als Kontoinhaberin 

Die Eigentümergemeinschaft beschließt, die Umstellung der bisherigen WEG-Konten bei der Bank ….  und der Sparkasse … , die bisher als Treuhandkonten mit dem Verwalter als Kontoinhaber geführt wurden, als offene Fremdgeldkonten mit der WEG als Kontoinhaberin einzurichten. Bis zur Eigentümerversammlung wird der Verwalter die Preise und Zinskonditionen u.a. von drei verschiedenen Banken einholen und der Eigentümerversammlung vorlegen. 

Begründung für die Umstellung: 

Die Konten unserer WEG werden immer noch als Treuhandkonten mit dem Verwalter  als Kontoinhaber geführt, obwohl es heutzutage ordnungsgemäßer Verwaltung entspricht, WEG-Konten als offene Fremdgeldkonten einzurichten und die WEG als Kontoinhaber einzusetzen. Da Treuhandkonten nicht ausreichend gesichert sind – vor Pfändung, Insolvenz des Verwalters etc. -  und es bei Verschwinden, plötzlichem Tod oder einfach nur Verwalterwechsel zu Probleme oder größerem Aufwand kommen kann, ist eine Umstellung der WEG-Konten auf offene Fremdgeldkonten dringend geboten. 

Da dieser Beschlussantrag den Grundsätzen ordentlicher Verwaltung entspricht (vgl. hierzu auch Urteil des LG Saarbrücken vom 20.08.2008 (AZ.: 5 T 363/07) sowie des OLG Frankfurt vom 18.08.2008 (AZ.: 20 W 426/05)), kann auch ich als einzelner Wohnungseigentümer die Aufnahme dieses Tagesordnungspunktes in die Tagesordnung der kommenden Eigentümerversammlung verlangen. 

Ich fordere Sie auf, meiner berechtigten Forderung fristgerecht nachzukommen. 4,5

Mit freundlichen Grüßen

Datum und Unterschrift

Erläuterungen

Anm. 1: 

In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass einzelne Wohnungseigentümer weitere Beschlussgegenstände auf die Tagesordnung der Eigentümerversammlung setzen lassen wollen. Sie können die Aufnahme von Anträgen in die Tagesordnung jedoch nur in wenigen Fällen verlangen: 

· Nur dann, wenn die Aufnahme den Grundsätzen ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht (vgl. hierzu auch LG Saarbrücken vom 20.08.2008 (AZ.: 5 T 363/07) sowie OLG Frankfurt vom 18.08.2008 (AZ.: 20 W 426/05)), muss der Verwalter die  Beschlussanträge einzelner Wohnungseigentümer berücksichtigen. Dieser Anspruch ist bei der Umstellung von Treuhandkonten auf offene Fremdgeldkonten gegeben, allerdings (noch) nicht höchstrichterlich geklärt. 

Mehrere Wohnungseigentümer haben einen Anspruch auf Aufnahme zusätzlicher Anträge in die Tagesordnung, wenn wie in den Fällen des § 24 Abs. 2 WEG mehr als 25% der stimmberechtigten Eigentümer den Anspruch unterstützen. Hier gilt das sog. Kopfprinzip, d.h. jeder Eigentümer hat 1 Stimme, unabhängig davon, wie groß seine Miteigentumsanteile sind (vorbehaltlich abweichender Regelungen in der Teilungserklärung/ Gemeinschafts-ordnung). Dass mehrere Eigentümer mit dieser qualifizierten Mehrheit die Aufnahme weiterer Tagesordnungspunkte in die Tagesordnung verlangen können, ergibt sich zwar nicht wörtlich aus § 24 Abs. 2 Alt. 2 WEG, es folgt aber aus der Überlegung, dass wenn schon die Einberufung einer Wohnungseigentümerversammlung verlangt werden kann, dies erst recht für die Aufnahme bestimmter Tagesordnungspunkte gelten muss (Bärmann, WEG-Kommentar, 10. Auflage, § 24 Rdnr. 37; in diesem Sinne kann auch der Vorsitzende des Verwaltungsbeirats bzw. sein Stellvertreter unter den Voraussetzungen des § 24 Abs. 3 WEG die Aufnahme bestimmter Tagesordnungspunkte verlangen). 

Anm. 2: 

Grundsätzlich gilt, dass der Verwalter (vgl. § 24 WEG) - in Ausnahmefällen auch der Verwaltungsbeiratsvorsitzende bzw. dessen Vertreter (wenn es keinen Verwalter gibt oder der Verwalter pflichtwidrig die Einberufung der Eigentümerversammlung verweigert) -, die Tagesordnung der Wohnungseigentümerversammlung aufstellt. 

Anm. 3: 

Bei der Aufstellung der Tagesordnung muss das Gebot der ordnungsgemäßen Verwaltung beachtet werden. Das bedeutet zunächst, dass alle Sachthemen in die Tagesordnung aufzunehmen sind, über die die Eigentümerversammlung Beschlüsse fassen soll. Es bedeutet ferner, dass nach § 23 Abs. 2 WEG die einzelnen Beschlussgegenstände in der Tagesordnung hinreichend genau bestimmt sein müssen. 

Die Einladung muss also erkennen lassen, worüber in der Versammlung beraten und Beschluss gefasst werden soll. Entscheidend ist hierbei das berechtigte Informationsinteresse der Eigentümer an dem Beschlussgegenstand. Dieses Interesse richtet sich nach der Bedeutung der Beschlüsse für die Eigentümer. Grundsätzlich gilt: Je größer die Bedeutung, desto ausführlicher muss der Beschluss angekündigt werden. Eine lediglich stichwortartige Bezeichnung der Beschlussgegenstände reicht nur dann aus, wenn der Gegenstand bereits von früheren Erörterungen her bekannt ist. 

Unter dem Tagesordnungspunkt „Sonstiges“ oder „Verschiedenes“ dürfen ausschließlich Beschlussgegenstände angekündigt werden, die von nachrangiger Bedeutung sind. Was Beschlüsse von „untergeordneter Bedeutung“ sind, ist im Einzelfall höchst streitig; auf derartige Tagesordnungspunkte sollte daher verzichtet werden.

Grundsätzlich darf nur über solche Beschlussgegenstände abgestimmt werden, die auch in der Tagesordnung ordnungsgemäß angekündigt worden sind. Hierauf kann verzichtet werden, allerdings nur mit Zustimmung aller Wohnungseigentümer. Das ist in der Praxis nur selten der Fall. 

Beschlüsse, die nicht vorher angekündigt wurden, kommen rechtswidrig zustande und können gemäß § 23 Abs. 4 Satz 2 WEG angefochten werden. Der Antragsteller muss allerdings nachweisen, dass die Beschlüsse bei ordnungsgemäßer Einladung und Ankündigung nicht zustande gekommen wären. Die fehlende Ankündigung muss also ursächlich dafür sein, dass der Beschluss gefasst wurde.

Anm. 4: 

Liegen die Voraussetzungen des § 21 Abs. 4 WEG vor – entspricht die begehrte Aufnahme eines Tagesordnungspunktes also ordnungsgemäßer Verwaltung und verweigert der Verwalter die Aufnahme gleichwohl, kann er vom Gericht zur Aufnahme bestimmter Punkte in die Tagesordnung verurteilt werden, auch im Wege eines „Eilverfahrens“, einer sogenannten einstweiligen Verfügung (Bärmann, WEG-Kommentar, 10. Auflage, § 24 Rdnr. 37). Das Eilverfahren weist im Vergleich zu einem „gewöhnlichen“ Gerichtsverfahren einige Besonderheiten auf. Es ist daher zu empfehlen, im Einzelfall den fachkundigen Rat eines Rechtsberaters von wohnen im eigentum einzuholen.

Anm. 5: 

Gemäß § 24 Abs. 7 WEG hat der Verwalter eine sogenannte Beschlusssammlung zu führen. Die nicht ordnungsgemäße Führung der Beschlusssammlung ist der einzige im Gesetz festgeschriebene „wichtige Grund“ für die vorzeitige Abberufung des Verwalters, vgl. § 26 Abs. 1 Satz 4 WEG.

